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1 3 9 . Verordnung: Grundausbildungen für die Besoldungsgruppe „Beamte der Post- und Telegraphenver-
waltung"

139. Verordnung des Bundesministers für
Verkehr vom 5. März 1984 über die Grund-
ausbildungen für die Besoldungsgruppe
„Beamte der Post- und Telegraphenverwal-

tung"

Auf Grund der §§ 24 bis 35, 58, 196 Abs. 1 und
der Anlage 1 Z 30 bis 37 des Beamten-Dienst-
rechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 659/1983,
wird im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler ver-
ordnet:

1. Abschnitt

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Anwendungsbereich

§ 1. Diese Verordnung regelt die Grundausbil-
dungen I, II, III und IV für die Besoldungsgruppe
„Beamte der Post- und Telegraphenverwaltung".

Grundausbildungslehrgänge

§ 2. (1) Für die Grundausbildungen II, III und
IV sind von jeder Post- und Telegraphendirektion
in ihrem Bereich nach Maßgabe des dienstlichen
Bedarfs Ausbildungslehrgänge für die in den Anla-
gen 2 bis 4 angeführten Gegenstände einzurichten.
Die Lehrgänge sind in der Regel einmal jährlich
abzuhalten.

(2) Die Durchführung der Ausbildungslehrgänge
ist mindestens vier Monate vor ihrem Beginn im
Amtsblatt der jeweiligen Post- und Telegraphendi-
rektion (des Post- und Telegrapheninspektorates
Salzburg) bekanntzugeben. Eine zusätzliche
Bekanntmachung auf andere geeignete Weise ist
zulässig, wenn dadurch eine bessere Information
der in Betracht kommenden Bediensteten erreicht
wird.

(3) Der Leiter der Dienstbehörde, in deren
Bereich der Ausbildungslehrgang eingerichtet ist,
hat einen Vortragenden, der im Falle der Ausbil-
dungslehrgänge für die Grundausbildungen II und
III die Voraussetzungen für die Bestellung zum
Vorsitzenden einer Prüfungskommission erfüllt,
mit der Lehrgangsleitung zu betrauen.

(4) Zu Vortragenden sind vom Leiter der Dienst-
behörde, in deren Bereich der Ausbildungslehrgang
eingerichtet ist, pädagogisch geschulte und fachlich
befähigte Beamte zu bestellen, die im Falle der Aus-
bildungslehrgänge für die Grundausbildungen II
und III außerdem die Voraussetzungen für die
Bestellung zum Mitglied der Prüfungskommission
für die Dienstprüfung, für die der Ausbildungslehr-
gang bestimmt ist, erfüllen. Mit Zustimmung des
Bundesministeriums für Verkehr, Generaldirektion
für die Post- und Telegraphenverwaltung, können
auch sonstige, in ihrem Fach anerkannte Personen
zu Vortragenden bestellt werden.

(5) Die Ausbildungslehrgänge sind ganztägig
durchzuführen.

(6) Ein Ausbildungslehrgang hat in der Regel
nicht mehr als 30 Teilnehmer zu umfassen. Von
dieser Bestimmung darf nur mit Zustimmung des
Bundesministeriums für Verkehr, Generaldirektion
für die Post- und Telegraphenverwaltung, abge-
gangen werden, wenn die Durchführung eines
Parallellehrganges aus personellen oder räumlichen
Gründen nicht möglich ist.

(7) Melden sich zu einem Lehrgang über die in
den Anlagen 2 bis 4 für eine Verwendung (Verwen-
dungssparte) festgelegten Gegenstände weniger als
zehn Teilnehmer, ist der Lehrgang nicht abzuhal-
ten. In diesem Fall ist der Bedienstete einem von
einer nicht für den Dienstort des Bediensteten
zuständigen Post- und Telegraphendirektion, die
vom Bundesministerium für Verkehr, Generaldi-
rektion für die Post- und Telegraphenverwaltung,
nach den Grundsätzen der Zweckmäßigkeit und
der sparsamen Reisebewegung zu bestimmen ist,
veranstalteten Lehrgang zuzuweisen bzw. der
Zulassungsantrag an diese Post- und Telegraphen-
direktion weiterzuleiten. Kommt ein entsprechen-
der Lehrgang mit der im ersten Satz geforderten
Teilnehmermindestzahl nicht zustande, ist ein sol-
cher im darauffolgenden Jahr von einer vom Bun-
desministerium für Verkehr, Generaldirektion für
die Post- und Telegraphenverwaltung, nach den
vorgenannten Grundsätzen zu bestimmenden Post-
und Telegraphendirektion auch für eine geringere
Teilnehmeranzahl durchzuführen.
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(8) Hat ein Bediensteter mehr als ein Drittel des
Ausbildungslehrganges oder, wenn dieser in einem
Einführungs- und einem Wiederholungsteil geführt
wird, des Einführungsteiles versäumt, ist die Zuwei-
sung (Zulassung) zum Lehrgang zu widerrufen.

Lehrpläne und Gestaltung des Lehrganges

§ 3. (1) Die Ausbildungsinhalte sind durch Lehr-
pläne, die vom Bundesministerium für Verkehr,
Generaldirektion für die Post- und Telegraphen-
verwaltung, herausgegeben werden, so festzulegen
und auf die vorgesehene Gesamtdauer der Ausbil-
dungslehrgänge zu verteilen, daß den praktischen
Erfordernissen der Verwendung in bestmöglicher
Weise Rechnung getragen wird.

(2) Die Teilnehmer sind nach den dem jeweiligen
Stand der Bildungswissenschaften entsprechenden
Erkenntnissen mit zeitgemäßen und wirkungsvol-
len Schulungsmethoden anschaulich und praxisbe-
zogen auszubilden und zur selbständigen und akti-
ven Mitarbeit anzuleiten.

Prüfungstermine

§ 4. (1) Prüfungstermine sind zweimal jährlich so
anzuberaumen, daß die Dienstprüfungen jeweils bis
5. Juni und 5. Dezember abgeschlossen sein kön-
nen.

(2) Die Prüfungstermine sind im Publikationsor-
gan (Post- und Telegraphenverordnungsblatt,
Amtsblätter) der Behörde, bei der die Prüfungs-
kommission eingerichtet ist, bekanntzugeben. Eine
zusätzliche Bekanntmachung auf andere geeignete
Weise ist zulässig, wenn dadurch eine bessere
Information der in Betracht kommenden Bedienste-
ten erreicht wird.

2. Abschnitt

GRUNDAUSBILDUNG I

Ausbildung

§ 5. (1) Die Ausbildung umfaßt
1. eine planmäßig wechselnde praktische Ver-

wendung in den für die vorgesehene dauernde
Verwendung des Bediensteten maßgebenden
Arbeitsbereichen in der Dauer von sechs bis
neun Monaten,

2. eine Schulung am Arbeitsplatz und
3. Selbststudium.

(2) Die Ausbildung gemäß Abs. 1 Z 1 ist bei
Bediensteten, die eine betriebsbezogene Berufspra-
xis von mindestens zwei Jahren aufweisen, ihrer
bisherigen Verwendung entsprechend zu verkür-
zen. Die Verkürzung bedarf der Zustimmung des
Bundesministeriums für Verkehr, Generaldirektion
für die Post- und Telegraphenverwaltung, wenn die
Berufspraxis nicht im Bereich der Post- und Tele-
graphenverwaltung erworben wurde.

(3) Im Rahmen der Ausbildung gemäß Abs. 1 Z 1
hat der Bedienstete nach Möglichkeit an Lehrgän-
gen der berufsbegleitenden Fortbildung an der Ver-
waltungsakademie des Bundes, insbesondere über
Rede-, Gesprächs- und Verhandlungsführung oder
vergleichbare Themen, teilzunehmen.

(4) Zur Unterstützung des Selbststudiums gemäß
Abs. 1 Z 3 hat der Bedienstete an den für ihn auf
Grund seiner Berufsvorbildung und der vorgesehe-
nen Verwendung in Betracht kommenden Teilen
des Ausbildungslehrganges für die Grundausbil-
dung II teilzunehmen. Bereits absolvierte Ausbil-
dungen sind hiebei zu berücksichtigen. Die erfor-
derlichen Lernbehelfe sind dem Bediensteten anläß-
lich einer Einführung in das Selbststudium im Rah-
men der Ausbildung gemäß Abs. 1 Z 1 zur Verfü-
gung zu stellen.

Dienstprüfung

§ 6. (1) Das Zulassungserfordernis zur Dienst-
prüfung erfüllen Bedienstete, die die praktische
Verwendung gemäß § 5 Abs. 1 Z 1 unter Bedacht-
nahme auf § 5 Abs. 2 durchlaufen haben.

(2) Die Dienstprüfung ist schriftlich und münd-
lich abzulegen.

Schriftliche Prüfung

§ 7. (1) Die Aufgaben der schriftlichen Prüfung
sind den für die mündliche Prüfung vorgesehenen
Gegenständen zu entnehmen.

(2) Die schriftliche Prüfung ist als Klausurarbeit
abzuhalten und darf nicht länger als sechs Stunden
dauern. In der schriftlichen Prüfung ist die Fähig-
keit nachzuweisen, Themen aus dem möglichen
Verwendungsbereich des Bediensteten systema-
tisch, sachlich richtig, umfassend und anforde-
rungsbezogen darzustellen.

(3) Dem Bediensteten ist die Möglichkeit der
Auswahl aus mindestens drei gestellten Themen zu
geben.

Mündliche Prüfung

§ 8. (1) Die mündliche Prüfung umfaßt die in der
Anlage 1 für die betreffende Verwendungssparte
vorgesehenen Gegenstände.

(2) Im Prüfungszeugnis ist anzuführen, auf die
Gegenstände welcher Verwendungssparte im Sinne
der Anlage 1 sich die Prüfung erstreckt hat. Wurde
§ 35 BDG 1979 angewendet, ist auch anzuführen,
welche Ausbildungen und Prüfungen auf welche
Gegenstände der Dienstprüfung angerechnet wur-
den.

Prüfungskommission

§ 9. (1) Für die Dienstprüfung ist eine Prüfungs-
kommission beim Bundesministerium für Verkehr,
Generaldirektion für die Post- und Telegraphen-
verwaltung, zu errichten.
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(2) Zum Vorsitzenden, zu Stellvertretern des
Vorsitzenden und zu weiteren Mitgliedern der Prü-
fungskommission dürfen nur Beamte der Verwen-
dungsgruppe A oder PT 1 bestellt werden.

Prüfungssenat

§ 10. Der Prüfungssenat darf neben dem Vorsit-
zenden nicht mehr als fünf Mitglieder umfassen.

3. Abschnitt

GRUNDAUSBILDUNG II

Ausbildung

§ 11. (1) Die Ausbildung umfaßt
1. eine planmäßig wechselnde praktische Ver-

wendung in den für die vorgesehene dauernde
Verwendung des Bediensteten maßgebenden
Arbeitsbereichen in der Dauer von zehn bis
dreizehn Wochen,

2. eine Schulung am Arbeitsplatz,
3. einen Grundausbildungslehrgang und
4. Selbststudium.

(2) Die Ausbildung gemäß Abs. 1 Z 1 hat bei
Bediensteten, die eine betriebsbezogene Berufspra-
xis von mindestens zwei Jahren aufweisen, ihrer
bisherigen Verwendung entsprechend ganz oder
teilweise zu entfallen.

Ausbildungslehrgang

§ 12. (1) Die Ausbildungslehrgänge haben die in
der Anlage 2 für die angegebenen Verwendungs-
sparten festgelegten Gegenstände zu umfassen.

(2) Die Ausbildungslehrgänge haben je nach der
in der Anlage 2 angegebenen Verwendungssparte
in der Regel zwischen acht und zwölf Wochen zu
dauern und sind in einem Einführungsteil und
einem Wiederholungsteil zu führen.

(3) Das Zuweisungserfordernis zum Ausbil-
dungslehrgang gemäß § 25 Abs. 1 Z 2 BDG 1979
erfüllen Bedienstete, die die praktische Verwen-
dung gemäß § 11 Abs. 1 Z 1 unter Bedachtnahme
auf § 11 Abs. 2 durchlaufen haben.

(4) Im Laufe des Wiederholungsteiles sind über
die Gegenstände „Menschenführung", „Kunden-
orientiertes Verhalten" und „Automationsunter-
stützte Datenverarbeitung im Post- und Fernmelde-
dienst" praxisbezogene Tests durchzuführen,
denen sich die Lehrgangsteilnehmer, deren Ausbil-
dung mit der Dienstprüfung der Grundausbil-
dung II abschließt und für deren Verwendungs-
sparte in der Anlage 2 die betreffenden Gegen-
stände vorgesehen sind, zu unterziehen haben. Die
Bewertung dieser Tests obliegt dem Vortragenden
dieser Gegenstände.

Dienstprüfung

§ 13. (1) Die Absolventen des Ausbildungslehr-
ganges sind vom Leiter der Dienstbehörde, bei der

der Lehrgang eingerichtet ist, zur Dienstprüfung
zuzuweisen.

(2) Für die Zulassung zur Dienstprüfung ist die
Absolvierung des Ausbildungslehrganges Voraus-
setzung. Von dieser Bestimmung kann das Bundes-
ministerium für Verkehr, Generaldirektion für die
Post- und Telegraphenverwaltung, bei Vorliegen
schwerwiegender, insbesondere auf dem Gebiet der
persönlichen Obsorgepflicht des Bediensteten lie-
gender Gründe Nachsicht erteilen. Die Nachsicht
gilt als erteilt bei nachgewiesenem Besuch eines
nicht von der Post- und Telegraphenverwaltung
veranstalteten, jedoch vom Bundesministerium für
Verkehr, Generaldirektion für die Post- und Tele-
graphenverwaltung, als gleichwertig anerkannten
Lehrganges. In den Fällen der Nachsicht vom
Erfordernis der Absolvierung des Ausbildungslehr-
ganges gilt die Absolvierung der praktischen Ver-
wendung gemäß § 11 Abs. 1 Z 1 unter Bedacht-
nahme auf § 11 Abs. 2 als Zulassungserfordernis für
die Dienstprüfung.

(3) Abs. 2 erster Satz ist nicht auf Dienstprüfun-
gen anzuwenden, die sich auf Grund einer Ent-
scheidung gemäß § 35 Abs. 1 BDG 1979 nicht auf
alle in der Anlage 2 für die betreffende Verwen-
dung vorgesehenen Gegenstände erstrecken.

(4) Die Dienstprüfung ist schriftlich und münd-
lich abzulegen.

(5) Der Ort der Abhaltung der Dienstprüfung ist
vom Vorsitzenden der Prüfungskommission nach
den Grundsätzen der Zweckmäßigkeit und der
sparsamen Reisebewegung zu bestimmen.

Schriftliche Prüfung

§ 14. (1) Die Aufgaben der schriftlichen Prüfung
sind den für die mündliche Prüfung vorgesehenen
Gegenständen zu entnehmen. Gestellte Themen
sollen zur Verwendung des Bediensteten in Bezie-
hung stehen.

(2) Die schriftliche Prüfung ist als Klausurarbeit
abzuhalten und darf nicht länger als vier Stunden
dauern. In der schriftlichen Prüfung ist die Fähig-
keit nachzuweisen, Prüfungsaufgaben systematisch
sowie sachlich und sprachlich richtig zu behandeln.

(3) Dem Bediensteten ist die Möglichkeit der
Auswahl aus mindestens drei gestellten Themen zu
geben.

Mündliche Prüfung

§ 15. (1) Die mündliche Prüfung umfaßt die in
der Anlage 2 für die betreffende Verwendungs-
sparte vorgesehenen Gegenstände des Ausbildungs-
lehrganges mit Ausnahme jener Gegenstände, in
denen der Bedienstete während des Ausbildungs-
lehrganges einen positiv bewerteten Test abgelegt
hat.

(2) Im Prüfungszeugnis ist anzuführen, auf die
Gegenstände welcher Verwendungssparte im Sinne
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der Anlage 2 sich die Prüfung erstreckt hat. Wurde
§ 35 BDG 1979 angewendet, ist auch anzuführen,
welche Ausbildungen und Prüfungen auf welche
Gegenstände der Dienstprüfung angerechnet wur-
den.

Prüfungskommission

§ 16. (1) Für die Dienstprüfung ist eine Prü-
fungskommission beim Bundesministerium für Ver-
kehr, Generaldirektion für die Post- und Telegra-
phenverwaltung, zu errichten.

(2) Zu Mitgliedern der Prüfungskommission
dürfen nur Beamte der Verwendungsgruppen A, B
oder PT 1 bis PT 3 bestellt werden. Vortragende
beim Lehrgang sind nach Möglichkeit zu berück-
sichtigen.

(3) Zum Vorsitzenden der Prüfungskommission
und zu Stellvertretern des Vorsitzenden dürfen nur
Beamte der Verwendungsgruppe A oder PT 1
bestellt werden.

Prüfungssenat

§ 17. Der Prüfungssenat darf neben dem Vorsit-
zenden nicht mehr als vier und für Prüfungen fern-
meldetechnischer Richtung nicht mehr als fünf Mit-
glieder umfassen.

4. Abschnitt

GRUNDAUSBILDUNG III

Ausbildung

§ 18. Die Ausbildung umfaßt
1. eine Schulung am Arbeitsplatz,
2. einen Grundausbildungslehrgang und
3. Selbststudium.

Ausbildungslehrgang

§ 19. (1) Die Ausbildungslehrgänge haben die in
der Anlage 3 für die angegebenen Verwendungs-
sparten und innerhalb dieser gegebenenfalls für die
Verwendung festgelegten Gegenstände zu umfas-
sen.

(2) Die Ausbildungslehrgänge haben je nach der
in der Anlage 3 angegebenen Verwendungssparte
in der Regel zwischen fünf und neun Wochen zu
dauern und sind in einem Einführungsteil und
einem Wiederholungsteil zu führen.

(3) Im Laufe des Wiederholungsteiles sind über
die Gegenstände „Menschenführung" und „Kun-
denorientiertes Verhalten einschließlich Einfüh-
rung in Marketing" praxisbezogene Tests durchzu-
führen. Die Bewertung dieser Tests obliegt dem
Vortragenden dieser Gegenstände.

Dienstprüfung

§ 20. (1) Die Absolventen des Ausbildungslehr-
ganges sind vom Leiter der Dienstbehörde, bei der
der Lehrgang eingerichtet ist, zur Dienstprüfung
zuzuweisen.

(2) Für die Zulassung zur Dienstprüfung ist die
Absolvierung des Ausbildungslehrganges Voraus-
setzung. Von dieser Bestimmung kann das Bundes-
ministerium für Verkehr, Generaldirektion für die
Post- und Telegraphenverwaltung, bei Vorliegen
schwerwiegender, insbesondere auf dem Gebiet der
persönlichen Obsorgepflicht des Bediensteten lie-
gender Gründe Nachsicht erteilen. Die Nachsicht
gilt als erteilt bei nachgewiesenem Besuch eines
nicht von der Post- und Telegraphenverwaltung
veranstalteten, jedoch vom Bundesministerium für
Verkehr, Generaldirektion für die Post- und Tele-
graphenverwaltung, als gleichwertig anerkannten
Lehrganges.

(3) Abs. 2 erster Satz findet keine Anwendung
auf Dienstprüfungen, die sich auf Grund einer Ent-
scheidung gemäß § 35 Abs. 1 BDG 1979 nicht auf
alle in der Anlage 3 für die betreffende Verwen-
dung vorgesehenen Gegenstände erstrecken.

(4) Die Dienstprüfung ist schriftlich und münd-
lich abzulegen.

(5) Der Ort der Abhaltung der Dienstprüfung ist
vom Vorsitzenden der Prüfungskommission nach
den Grundsätzen der Zweckmäßigkeit und der
sparsamen Reisebewegung zu bestimmen.

Schriftliche Prüfung

§ 21. (1) Die Aufgaben der schriftlichen Prüfung
sind den für die mündliche Prüfung vorgesehenen
Gegenständen zu entnehmen. Auf die Verwendung
des Bediensteten ist hiebei Bedacht zu nehmen.

(2) Die schriftliche Prüfung ist als Klausurarbeit
abzuhalten und darf nicht länger als drei Stunden
dauern. In der schriftlichen Prüfung ist die Fähig-
keit nachzuweisen, die im Verwendungsbereich
anfallenden schriftlichen Arbeiten richtig zu erledi-
gen.

(3) Dem Bediensteten ist die Möglichkeit der
Auswahl aus mindestens zwei gestellten Aufgaben
zu geben.

Mündliche Prüfung

§ 22. (1) Die mündliche Prüfung umfaßt die in
der Anlage 3 für die betreffende Verwendungs-
sparte und innerhalb dieser gegebenenfalls für die
Verwendung vorgesehenen Gegenstände des Aus-
bildungslehrganges mit Ausnahme jener Gegen-
stände, in denen der Bedienstete während des Aus-
bildungslehrganges einen positiv bewerteten Test
abgelegt hat.

(2) Im Prüfungszeugnis ist anzuführen, auf die
Gegenstände welcher Verwendungssparte im Sinne
der Anlage 3 und gegebenenfalls auf welche inner-
halb dieser Verwendungssparte für die Verwen-
dung vorgesehenen Gegenstände sich die Prüfung
erstreckt hat. Wurde § 35 BDG 1979 angewendet,
ist auch anzuführen, welche Ausbildungen und
Prüfungen auf welche Gegenstände der Dienstprü-
fung angerechnet wurden.
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Prüfungskommissionen

§ 23. (1) Für die Dienstprüfung ist je eine Prü-
fungskommission zu errichten

für das Gebiet des Bundeslandes Steiermark bei
der Post- und Telegraphendirektion in Graz,

für das Gebiet der Bundesländer Tirol und Vor-
arlberg bei der Post- und Telegraphendirektion in
Innsbruck,

für das Gebiet des Bundeslandes Kärnten bei der
Post- und Telegraphendirektion in Klagenfurt,

für das Gebiet der Bundesländer Oberösterreich
und Salzburg bei der Post- und Telegraphendirek-
tion in Linz,

für das Gebiet der Bundesländer Wien, Nieder-
österreich und Burgenland bei der Post- und Tele-
graphendirektion in Wien.

(2) Für Teilnehmer an einem Grundausbildungs-
lehrgang richtet sich die örtliche Zuständigkeit der
Prüfungskommission nach dem Ort, an dem der
Lehrgang abgehalten wird.

(3) Zu Mitgliedern der Prüfungskommission
dürfen nur Beamte der Verwendungsgruppen A, B
oder PT 1 bis PT 3 bestellt werden. Vortragende
beim Lehrgang sind vorzugsweise zu berücksichti-
gen.

(4) Zum Vorsitzenden der Prüfungskommission
und zu Stellvertretern des Vorsitzenden dürfen nur
Beamte der Verwendungsgruppe A oder PT 1
bestellt werden.

(5) Die Bestellung des Vorsitzenden, seiner Stell-
vertreter und der übrigen Mitglieder der Prüfungs-
kommission obliegt dem Leiter der Post- und Tele-
graphendirektion, bei der die Prüfungskommission
errichtet wird.

Prüfungssenat

§ 24. Der Prüfungssenat darf neben dem Vorsit-
zenden nicht mehr als drei Mitglieder umfassen.

5. Abschnitt

GRUNDAUSBILDUNG IV

Ausbildung

§ 25. Die Ausbildung umfaßt
1. eine Schulung am Arbeitsplatz,
2. einen Grundausbildungslehrgang und
3. Selbststudium.

Ausbildungslehrgang

§ 26. (1) Die Ausbildungslehrgänge haben die in
der Anlage 4 für die angegebenen Verwendungen
festgelegten Gegenstände zu umfassen.

(2) Die Ausbildungslehrgänge haben je nach der
in der Anlage 4 angegebenen Verwendung in der
Regel zwischen drei Tagen und zwei Wochen zu
dauern.

(3) Der Bedienstete ist vor der praktischen und
mündlichen Erprobung (§ 27) einem Ausbildungs-
lehrgang zuzuweisen. Dies gilt nicht bei nachge-
wiesenem Besuch eines nicht von der Post- und Te-
legraphenverwaltung veranstalteten, jedoch vom
Bundesministerium für Verkehr, Generaldirektion
für die Post- und Telegraphenverwaltung, als
gleichwertig anerkannten Lehrganges.

(4) Das Zuweisungserfordernis gemäß § 25
Abs. 1 Z 2 BDG 1979 erfüllen Bedienstete, die seit
mindestens drei Monaten in einer Verwendung ste-
hen, für die der Abschluß der Grundausbildung IV
Definitivstellungserfordernis ist.

Abschluß der Grundausbildung

§ 27. (1) Die Grundausbildung ist mit einer prak-
tischen und mündlichen Erprobung des Kenntnis-
standes des Bediensteten in Verbindung mit seiner
Arbeitsleistung am Arbeitsplatz abzuschließen.

(2) Bei Verwendung im Stenotypiedienst hat die
praktische Erprobung zu umfassen:

1. Maschinschreiben (von einer maschinge-
schriebenen Vorlage mit 1 200 Vollanschlä-
gen und von einem gleichlangen Tonbanddik-
tat ist jeweils innerhalb von zehn Minuten
eine saubere Abschrift herzustellen, die nicht
mehr als acht Fehler enthalten darf) und

2. Stenographie (kurzschriftliche Aufnahme von
zwei unmittelbar aufeinanderfolgenden Dik-
taten mit wechselndem Stoff in der Dauer von
je drei Minuten bei gleichbleibender
Geschwindigkeit von je 100 Silben in der
Minute sowie deren maschinschriftliche Wie-
dergabe innerhalb von 60 Minuten, wobei
ausreichende Kenntnisse der deutschen Spra-
che und fehlerfreie Rechtschreibung nachzu-
weisen sind).

(3) Die Erprobung ist durch einen vom Leiter der
für den Dienstort des Bediensteten zuständigen
Post- und Telegraphendirektion bestimmten Beam-
ten, der einer der Verwendungsgruppen B, C oder
PT 3 bis PT 5 angehören muß, vorzunehmen. Der
unmittelbar Dienstvorgesetzte ist von der Vor-
nahme der Erprobung ausgeschlossen.

(4) Das Ergebnis der Erprobung ist der Dienst-
stelle, deren Stand der Bedienstete angehört,
schriftlich mitzuteilen. Diese Mitteilung hat, wenn
die erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten
nicht nachgewiesen wurden, die Auflage zu enthal-
ten, die Ausbildung am Arbeitsplatz des Bedienste-
ten noch zu vervollständigen. In diesem Fall ist eine
Abschrift der Mitteilung an die mit der Dienstauf-
sicht über diese Dienststelle betraute Stelle zu über-
mitteln. Eine Abschrift der Mitteilung, daß die
erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten nachge-
wiesen wurden, ist dem Bediensteten auszufolgen.
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6. Abschnitt

ERSATZ UND ANRECHNUNG

Ersatz der Grundausbildung

§ 28. (1) Die nachstehend angeführten Grund-
ausbildungen werden je nach Verwendung durch
den erfolgreichen Abschluß einer der jeweils in der
rechten Spalte danebenstehenden Grundausbildun-
gen bzw. die erfolgreiche Ablegung der dort ange-
führten Prüfungen ersetzt:

Grundausbildung I Prüfung für den höheren
technischen Dienst im
Bereich der Post- und Tele-
graphenverwaltung ;

Grundausbildung II Verkehrsdienstprüfung III
(Allgemein oder Postautobe-
triebsdienst) gemeinsam mit
der Verkehrsleiterprüfung
(Allgemein oder Postautobe-
triebsdienst),

Grundausbildung für die
Verwendungsgruppe B für
den Rechnungsdienst ge-
meinsam mit der Verkehrs-
dienstprüfung III (Rech-
nungsdienst),

Telegraphendienstprü-
fung III;

Grundausbildung III Verkehrsdienstprüfung II
(Allgemein oder Postautobe-
triebsdienst),

Telegraphendienstprüfung II
(Leitungs- und Sprechstellen-
bau oder Ämterbau oder
Übertragungstechnik),

Prüfung aus dem Garage-
und Werkmeisterdienst, Prü-
fung aus dem Maschinen-
fachdienst;

Grundausbildung IV Verkehrsdienstprüfung I
(Allgemein oder für Kraftwa-
genlenker),

Telegraphendienstprüfung I,

Grundausbildung für die
Verwendungsgruppe D
(Kanzleidienst) oder staat-
liche Stenotypieprüfung.

(2) Weiters werden die Grundausbildung III mit
den Gegenständen der Verwendungssparte „Post-
dienst" durch die erfolgreiche Ablegung der Ver-
kehrsdienstprüfung III (Allgemein), die Grundaus-
bildung IV für die Verwendung im Zustelldienst
oder in sonstigen nichttechnischen Diensten durch
die Verkehrsdienstprüfung II (Allgemein), die
Grundausbildung IV für die Verwendung im

Dienst des Bautrupparbeiters und in ähnlichen fern-
meldetechnischen Diensten durch die Lehrab-
schlußprüfung in dem bei der Post- und Telegra-
phenverwaltung erlernten Lehrberuf Fernmelde-
monteur und die Grundausbildung IV für die Ver-
wendung in sonstigen technischen Diensten durch
die Lehrabschlußprüfung in dem bei der Post- und
Telegraphenverwaltung erlernten Lehrberuf Fern-
meldemonteur oder Kraftfahrzeugmechaniker
ersetzt.

Anrechnung auf die Grundausbildung

§ 29. Der Vorsitzende der jeweils zuständigen
Prüfungskommission kann folgende erfolgreich
abgelegte Prüfungen im nachstehend angegebenen
Umfang gemäß § 35 Abs. 1 BDG 1979 auf die
Grundausbildungen I, II oder III anrechnen:

1. die Verkehrsdienstprüfung III (Allgemein)
auf die Grundausbildung II im Umfang des
Gegenstandes „Überblick über Behördenor-
ganisation und verfassungsrechtliche Grund-
lagen", „Postwesen (Vollzugsdienst)" und
„Kassenwesen",

2. die Verkehrsdienstprüfung III (Postautobe-
triebsdienst) auf die Grundausbildung II im
Umfang des Gegenstandes „Überblick über
Behördenorganisation und verfassungsrechtli-
che Grundlagen" und „Grundzüge des Kas-
senwesens",

3. die Grundausbildung II auf die Grundausbil-
dung I im Umfang der Gegenstände „Über-
blick über Behördenorganisation und verfas-
sungsrechtliche Grundlagen", „Kundenorien-
tiertes Verhalten" und „Grundzüge des Kas-
senwesens",

4. die Grundausbildung III auf die Grundausbil-
dung II im Umfang der Gegenstände „Arbeit-
nehmerschutz", „Menschenführung" und
„Postwesen (Vollzugsdienst)",

5. die Lehrabschlußprüfung in dem bei der Post-
und Telegraphenverwaltung erlernten Lehr-
beruf Fernmeldemonteur auf die Grundaus-
bildung III im Umfang der Gegenstände
„Grundlagen der Fernmeldetechnik" und
„Fernmeldebau" bzw. „Vermittlungstechnik"
bzw. „Übertragungstechnik" ,

6. die Lehrabschlußprüfung in dem bei der Post-
und Telegraphenverwaltung erlernten Lehr-
beruf Kraftfahrzeugmechaniker auf die
Grundausbildung III im Umfang des Gegen-
standes „Kraftfahrzeugtechnik".

7. Abschnitt

ÜBERGANGS- UND
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 30. (1) Die die Ausbildungslehrgänge für die
Grundausbildungen II und III durchführende
Behörde kann den Besuch des amtlichen Lehrkur-
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ses für eine Dienstprüfung, die gemäß § 28 den
erfolgreichen Abschluß der Grundausbildungen II
bzw. III ersetzt, auf das Zulassungserfordernis des
Besuches des Ausbildungslehrganges für die
Grundausbildung II bzw. III für die entsprechende
Dienstprüfung ganz oder teilweise anrechnen.

(2) Für definitive Beamte der Verwendungsgrup-
pen P 1 bis P 3, die am Tage des Wirksamwerdens
der Überleitung in die Besoldungsgruppe „Beamte
der Post- und Telegraphenverwaltung" dauernd
mit einer Verwendung im Mittleren Dienst bei
einer unter § 184 a BDG 1979 fallenden Dienst-
stelle betraut sind, wird der erfolgreiche Abschluß
der Grundausbildung IV durch eine sechsmonatige

erfolgreiche Verwendung auf dem am Tage des
Wirksamwerdens ihrer Überleitung innegehabten
Arbeitsplatz ersetzt.

(3) Die im § 28 Abs. 1 aufgezählten Dienstprü-
fungen und der durch eine oder mehrere von die-
sen ersetzte erfolgreiche Abschluß der für dieselbe
Verwendung in Betracht kommenden Grundausbil-
dung nach dieser Verordnung gelten als dieselbe
Prüfung im Sinne des § 33 Abs. 8 BDG 1979.

§ 31. § 30 Abs. 2 tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 1984 außer Kraft.

Lausecker

Anlage 1

GRUNDAUSBILDUNG I
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Anlage 2

GRUNDAUSBILDUNG II
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Anlage 3

GRUNDAUSBILDUNG III
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Anlage 4

GRUNDAUSBILDUNG IV


